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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Dr. Dietmar Keller 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/3899 — 


Abnahme des Neu bau Projekts „Neuer Plenarsaal“ 


In einem Kommentar der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
25. November 1992 wird behauptet, die Präsidentin des Deutschen Bun- 
destages habe auf die erboste Frage eines Abgeordneten, wie denn eine 
„derart mangelhafte Mikrofonanlage habe abgenommen werden kön- 
nen", die Antwort gegeben: „Der ganze Plenarsaal ist ja noch nicht 
abgenommen. " 

1. In welcher Höhe hat der Bund den Neubau des Plenarsaals finan- 
ziert? 


Die Kostenberechnung zur Haushaltsunterlage - Bau einschließ- 
lich des 1. bis 6. Nachtrages sieht Gesamtkosten in Höhe von 256 
Mio. DM vor. Nach dem jetzigen Stand der Abrechnung wird die- 
ser Kostenrahmen eingehalten. 


2. In welcher Weise war der Bund an Planung und Ausführung dieses 
Neubaus beteihgt? 


Die Gesamtleitung des Projektes obliegt dem Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau). Die tech- 
nisch geschäftliche Leitung vor Ort hat die dem BMBau nachge- 
ordnete Bundesbaudirektion - Abteilung S. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, welches Gremium die Auftrags- 
vergabe für die Übertragungsanlage beschlossen hat? 

Hat die Bundesregierung in einem solchen Gremium an der Ent- 
scheidungsfindung mitgewirkt? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben der Bundesministerin für 'Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, Dr. Irmgard Schwaetzer, vom 16. Dezember 1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die Anforderungen an die elektroakustische Übertragungsanlage 
(Ela- Anlage) wurden gemeinsam von der Bundestagsverwaltung 
und der Bundesbauverwaltung erarbeitet. Anschließend wurde 
die Ela- Anlage gemäß den Regelungen der VOB öffentlich ausge- 
schrieben. Nach sorgfältiger Wertung der beiden eingegangenen 
Angebote wurde die Vergabeentscheidung auf der Grundlage der 
VOB von der Bundesbaudirektion zusammen mit dem planenden 
Fachingenieur gefällt. 


4. In welcher Weise ist der Bund in der Lage, den Zeitpunkt der bau- 
polizeilichen Abnahme von Bauwerken, die aus Bundesmitteln 
finanziert wurden, zu beeinflussen? 


Es sind grundsätzlich drei Arten von Abnahmen zu unter- 
scheiden: 

1. Die Abnahme nach VOB, bei der die vertragsgemäße Lei- 
stungserbringung durch die ausführenden Firmen überprüft 
wird. 

2. Die Abnahme durch den Nutzer, bei der die nutzende Verwal- 
tung überprüft, ob das von der Bauverwaltung erstellte Bau- 
werk den in der HU-Bau formulierten Anforderungen ent- 
spricht. 

3. Die öffentlich-rechtliche (baupolizeiliche) Abnahme, bei der 
geprüft wird, ob das Bauwerk den Anforderungen der Landes- 
bauordnung entspricht. 

Die Abnahme nach VOB wird von der Bundesbaudirektion suk- 
zessive mit der Fertigstellung der einzelnen Gewerke durchge- 
führt. Art, Umfang und Terminierung dieser Abnahme wird von 
der VOB geregelt. Im Fall der Ela- Anlage wurde die Abnahme 
gegenüber der Firma verweigert, da die Anlage nicht in allen 
Teilen funktionsfähig ist und somit nicht den Anforderungen der 
Ausschreibung entspricht. 

Der Zeitpunkt für die Abnahme durch den Nutzer wird zwischen 
der nutzenden Verwaltung und der Bauverwaltung nach Fertig- 
stellung des Gebäudes terminiert. Die Abnahme durch die Bun- 
destagsverwaltung hat beim Neubau des Plenarbereichs noch 
nicht stattgefunden. 

Eine Abnahme durch die Bauaufsichtsbehörde findet nicht statt. 
§ 75 der Landesbauordnung NRW regelt, daß keine Baugenehmi- 
gung, Bauüberwachung und Bauzustandsbesichtigung erforder- 
lich ist, wenn ein öffentlicher Bauherr die Leitung der Entwurfs- 
arbeiten und der Bauüberwachung einer Baudienststelle des Bun- 
des oder des Landes übertragen hat. 

Beim Neubau des Plenarbereichs wird die Einhaltung der öffent- 
lich-rechtlichen Bauvorschriften von der Bundesbaudirektion 
überwacht, die über entsprechend geschultes Personal (Bau- 
beamte des höheren technischen Dienstes) verfügt. 
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5. Kann die Bundesregierung ausschließen, daß auf den Bund aus 
Unfällen, die sich in nicht baupolizeilich ab genommenen, aus Bun- 
desmitteln finanzierten Gebäuden ereignen, Schadenersatzforde- 
rungen zukommen könnten? 

Bauwerke des Bundes werden im allgemeinen nicht baupolizei- 
lich abgenommen. Vielmehr findet während der Bauausführung 
eine ständige Überwachung der Einhaltung öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften durch die zuständige Baudienststelle statt. 

Die Tatsache, daß das Bauwerk nicht baupolizeilich abgenommen 
ist, kann somit keinen Schadenersatzanspruch begründen. 
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